
TITELTHEMA | Rassismus	

34 | marx21 03/2016

Vom Netzwerk marx21

Im nächsten September wird ein neuer Bundestag gewählt. 
Die ehemals großen Parteien SPD und CDU verlieren 

an Zustimmung. Doch konnte die Linkspartei davon bisher kaum 
profitieren, stattdessen feierte die rechte AfD Erfolge. 

Sechs Thesen, wie DIE LINKE das ändern kann
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1. Krisen, Kriege, Verarmung – die Welt 
gerät aus den Fugen. DIE LINKE muss 
als Opposition gegen die herrschen-
den Verhältnisse und den Politikbe-

trieb erkennbar werden und sich neben konkreten 
Reformvorschlägen deutlicher mit Antikapitalis-
mus profilieren.

Ein wichtiger Grund für die abnehmende Bindekraft 
der großen Volksparteien und des parlamentari-
schen Systems ist die Erfahrung, dass unterschied-
liche Regierungskonstellationen die Prekarisierung 
der Lebens- und Arbeitsverhältnisse in einer »Ab-
stiegsgesellschaft« vorangetrieben und dafür ge-
sorgt haben, dass die Kluft zwischen Arm und Reich 
wächst. Verstärkt wird dies durch die zunehmen-
de Instabilität: Ökonomisch 
durch eine Abfolge von Kri-
sen seit 2008 – Bankenkri-
se, Schuldenkrise, Eurokrise. 
Politisch durch die Verschär-
fung der Staatenkonkurrenz 
um Rohstoffe und Märk-
te, die ihren Ausdruck fin-
det im Säbelrasseln der Nato 
mit Russland und im Krieg in 
Syrien mit der damit einhergehenden humanitären 
Katastrophe. DIE LINKE muss diese Missstände mit 
einem antikapitalistischen Profil anklagen – als Aus-
wirkungen eines Systems, in dem die Profitinteres-
sen der Wenigen den Bedürfnissen der Vielen entge-
gengesetzt sind. 
Das Profil der LINKEN muss schärfer und kämp-
ferischer werden als in den Wahlkämpfen in Sach-
sen-Anhalt (»Wirtschaftskenner«, »Frauenverste-
her«) und Mecklenburg-Vorpommern (»Aus Liebe 
zu M-V«, »Heimat ist dort, wo Familie ist«), wo die 
Partei selbst aus der Opposition heraus Wählerstim-
men verlor. 
Hier können wir von den Linkspolitikern Bernie San-
ders aus den USA und Jeremy Corbyn aus Großbri-
tannien lernen. Deren Kampagnen haben gezeigt, 
wie man mit linkspopulistisch zugespitzter antika-
pitalistischer Ansprache ausgreifen und mobilisie-
ren kann. 

2. Wir können nur gewinnen, wenn wir 
in der Debatte um Maßnahmen ge-
gen Geflüchtete und Muslimas und 
Muslime klar Position beziehen. Tun 

wir es nicht, wird die Bundesregierung das Thema 
weiter nutzen, um von den wirklichen Problemen 
abzulenken und die Bevölkerung zu spalten. Das 
müssen wir ansprechen, auch wenn wir uns damit 
nicht nur Freunde machen.

In der Flüchtlingspolitik ist die Zeit des »freundli-
chen Gesichts« (Merkel) offenbar vorbei. Nun prä-

gen Law and Order und Ressentiments gegen Ge-
flüchtete und Muslime das Auftreten der Regierung 
und geben den rechten Hetzern der AfD Aufwind. In 
diesen Fragen ist DIE LINKE noch nicht auf klarem 
Kurs.
Besonders problematisch war das Eintreten von 
Sahra Wagenknecht für Obergrenzen und gegen 
offene Grenzen. Auch wenn sie damit das Ziel ver-
folgte, an die Unzufriedenheit mit Merkels Flücht-
lingspolitik anzuknüpfen und sich Gehör für linke 
Positionen in der sozialen Frage zu verschaffen, ist 
diese Position gefährlich, weil sie der AfD in Teilen 
vermeintlich Recht gibt.
Nicht Geflüchtete oder offene Grenzen sind das Pro-
blem, sondern dass Milliarden für Bankenrettungen 
ausgegeben wurden und der Reichtum ungleich ver-

teilt ist. Geflüchtete zu Sün-
denböcken zu machen – wie 
es AfD, Pegida und Konserva-
tive tun –, ist ein Ablenkungs-
manöver. Rassismus als »Ge-
heimnis der Machterhaltung 
der Kapitalistenklasse« (Karl 
Marx) ist kein Nebenthema, 
sondern muss von der LIN-
KEN als eine Ideologie der 

Spaltung angegriffen werden. 
Diese Ideologie der Spaltung richtet sich insbeson-
dere gegen Muslime. Die islamfeindliche Hetze ist 
nach wie vor der wichtigste Antrieb für den Aufstieg 
der AfD. DIE LINKE muss dem entgegenhalten: Ja 
zur Religionsfreiheit – ohne Wenn und Aber: Keine 
Diskriminierung des islamischen Glaubens. Selbst 
wenn alle Muslime in Deutschland heute zum Chris-
tentum konvertieren würden, gäbe es morgen noch 
niedrige Löhne, Armutsrenten, schlechte Arbeitsbe-
dingungen, Arbeitslosigkeit und Hartz IV.
Der Kampf gegen Rassismus und der Kampf um so-
ziale Gerechtigkeit gehören zusammen. Rassistische 
Vorstellungen behindern den gemeinsamen Kampf 
gegen prekäre Verhältnisse. Derzeit sehen wir aber, 
wie Rassismus aufgrund des niedrigen Niveaus der 
Klassenkämpfe bis in die organisierte Arbeiterschaft 
ausgreifen kann – in Mecklenburg-Vorpommern ha-
ben 21 Prozent der Gewerkschaftsmitglieder AfD ge-
wählt. Antirassistische Aufklärungskampagnen, wie 
die des Bündnisses Aufstehen gegen Rassismus, sind 
auch für die weitere Entwicklung der betrieblichen 
und sozialen Kämpfe entscheidend.

3. DIE LINKE steht für eine radikale 
Umverteilung des gesellschaftlichen 
Reichtums und ein Ende der imperia-
listischen Außenpolitik statt für einen 

stärkeren Staat und mehr Polizei.

Nach den jüngsten terroristischen Anschlägen in 
Europa ist der Ruf nach schärferen Sicherheitsge-

Von Sanders 
und Corbyn 

lernen

Links: Wahlplakat der 
LINKEN in Berlin-Neu-
kölln für die Abgeord-
netenhauswahl im 
September
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setzen lauter geworden. Polizei und Geheimdiens-
te sollen größere Befugnisse und mehr Mittel er-
halten. Dabei sind die Geheimdienste unbeliebter 
denn je. Laut einer Umfrage haben zwei Drittel der 
Bevölkerung kaum oder gar kein Vertrauen in den 
Bundesnachrichtendienst. Die Linkspartei darf 
sich hier auf keinen Fall kompromissbereit zeigen. 
Stattdessen muss sie die Ursachen von Terrorismus 
benennen – ohne Rücksichtnahme auf rot-rot-grü-
ne Regierungsoptionen: Interventionskriege, Waf-
fenlieferungen und die Besatzung im Nahen Osten 
durch den Westen bieten immer neuen Nährboden 
für Terrorismus. 
Zudem ist die Forderung nach mehr Polizei, der 
sich auch einige LINKEN-Politiker angeschlossen 
haben, die falsche Antwort: Mehr Polizei schützt 
nicht vor Anschlägen. Nach den Terroranschlägen 
in Brüssel schickte Frankreich weitere 1600 Polizis-
tinnen und Polizisten auf die Straße. Den Anschlag 
von Nizza hat dies nicht verhindert. Aber als dann 
hunderttausende Französinnen und Franzosen ge-
gen die neoliberalen Arbeitsmarktreformen auf die 

Straße gingen, war die Polizei zur Stelle und ging 
mit brutaler Härte gegen die Protestierenden vor.

4. DIE LINKE muss eine offene Strate-
giedebatte darüber führen, wie sie auf 
den Aufstieg der AfD reagiert.

Immer wieder wird die Idee eines Lagerwahl-
kampfs mit SPD und Grünen ins Feld geführt, wel-
cher der rechten Hetze ein positives Projekt ent-
gegenstellen soll. Dafür haben sich zuletzt Bodo 
Ramelow, Gregor Gysi und Klaus Lederer stark 
gemacht. Gysi vertritt die These, dass die »Sozial-
demokratisierung der CDU« unter Merkel für den 
Erfolg der AfD verantwortlich sei. Es sei deshalb 
Aufgabe der LINKEN, die Union durch ein rot-rot-
grünes Regierungsbündnis in die Opposition zu 
drängen, wo sie dann die AfD als zweite rechte Kraft 
überflüssig machen würde. Das ist doppelt falsch: 
Erstens bedeuten Asylrechtsverschärfung, Überwa-
chungsmaßnahmen und Integrationsgesetze kei-
nen Linkskurs der Union. Zweitens wird eine Re-
gierungsbeteiligung der LINKEN nur zum Preis der 
Anpassung an den neoliberalen Kurs von SPD und 
Grünen zu haben sein. Wenn sie aber zentrale lin-
ke Positionen aufgibt, wird sie nur als weitere »Sys-
tempartei« angesehen werden. Und dies spielt der 
AfD in die Hände.
Vertreterinnen und Vertretern des linken Flügels 
halten dem Reformerflügel zu Recht entgegen, dass 
SPD und Grüne als Verantwortliche für Hartz IV 
und die Agenda 2010 den Nährboden für Rassis-
mus und den Aufstieg der AfD selbst geschaffen ha-
ben. Diese Kritik ist richtig. Aber es greift zu kurz, 
den Aufstieg der AfD lediglich als Konsequenz ei-
ner neoliberalen Politik der etablierten Parteien zu 
erklären. Der Erfolg der AfD beruht darauf, dass sie 
die diffuse Unzufriedenheit auf Geflüchtete und 
Muslime lenkt. Darauf muss DIE LINKE mit einem 
klar antirassistischen Profil reagieren. Sie darf die-
sem Problem nicht ausweichen, indem sie lediglich 
soziale Forderungen in den Raum stellt.
Die AfD wird nur durch breite antirassistische und 
antifaschistische Initiativen und eine konfrontative 
Strategie zu stoppen sein, die den stärker werden-
den Naziflügel in der Partei demaskiert und die AfD 
so in innere Widersprüche treibt. Die Demonstrati-
on vom Bündnis »Aufstehen gegen Rassismus« am 
3. September mit 6000 Teilnehmern war ein Anfang. 

5. DIE LINKE braucht ein eigenständiges 
Profil statt eines Lagerwahlkampfs. 
Für r2g fehlen die Grundlagen: Mit der 
SPD ist kein Politikwechsel absehbar.

Führende Vertreter der SPD fordern von der LIN-
KEN immer wieder ein Bekenntnis zur Nato, zu Aus-

Am 17. September 
gehen 320.000 
Menschen in sieben 
Großstädten gegen 
CETA und TTIP 
auf die Straße. Die 
Bundesregierung 
wird das Thema nicht 
aus dem Wahlkampf 
heraushalten können 
– eine gute Gelegen-
heit für DIE LINKE
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landseinsätzen der Bundeswehr und zum Kürzungs-
zwang, den die Europäische Union auf  Krisenländer 
wie Griechenland ausübt. 
Der Philosoph Michael Brie hat vor diesem Hinter-
grund jüngst in einem Beitrag zur Strategie der LIN-
KEN im »Neuen Deutschland« darauf hingewiesen, 
dass auf Bundesebene derzeit weder SPD noch 
Grüne für einen grundlegenden Politikwechsel zu 
haben sind. Unter diesen Umständen würde DIE 
LINKE mit einer Regierungsbeteiligung »die Rech-
ten weiter stärken und zugleich ihren eigenständi-
gen politischen Gebrauchswert verlieren.« 
Wie aber soll DIE LINKE damit umgehen, dass sich 
die Mehrheit ihrer Wählerinnen und Wähler und 
auch viele Anhänger der Grünen und der SPD eine 
rot-rot-grüne Regierung wünschen? Sie muss Min-
destbedingungen für einen grundlegenden Politik-
wechsel gegenüber ihren potenziellen Koalitions-
partnern formulieren. Die Orientierungspunkte 
stehen im Grundsatzprogramm von 2011: »An einer 
Regierung, die Kriege führt und Kampfeinsätze der 
Bundeswehr im Ausland zulässt, die Aufrüstung 
und Militarisierung vorantreibt, die Privatisierun-
gen der Daseinsvorsorge oder Sozialabbau be-
treibt, deren Politik die Aufgabenerfüllung des Öf-
fentlichen Diensts verschlechtert, werden wir uns 
nicht beteiligen.« 
Dazu müssen aktuelle Forderungen kommen, wie 
beispielsweise die Reichensteuer, die Rücknahme 
von TTIP und CETA, der Kampf gegen Altersarmut, 
eine Ende der Erpressung der von der Krise beson-
ders betroffenen EU-Länder und die Beendigung 
der Massensterbens im Mittelmeer durch die Öff-
nung der Fluchtrouten. Solche Mindestbedingun-
gen sind unabdingbar, weil eine Beteiligung der 
LINKEN ohne Politikwechsel die Glaubwürdigkeit 
der Partei zunichtemacht. 
Die Verantwortung für die enttäuschten Hoffnun-
gen der Wählerinnen und Wähler trägt hingegen 
die SPD, wenn sie (wie absehbar) die Mindest-
bedingungen ablehnt und so eine andere Poli-
tik verhindert. Knackpunkt ist die Ablehnung der 
Militarisierung der Außenpolitik: Die Pläne des 
Bundesverteidigungsministeriums, die Bundes-
wehr milliardenschwer aufzurüsten, die Debat-
te über zukünftige Bundeswehreinsätze innerhalb 
Deutschlands oder die Auslandseinsätze, an denen 
die Bundeswehr sich heute schon beteiligt – und 
nicht zu vergessen die Waffenlieferungen. DIE LIN-
KE steht als einzige Partei für eine Abkehr von die-
ser Politik.

6. Der Kampf um wirkliche Verände-
rung findet vor allem außerhalb der 
Parlamente statt. Statt auf eine Regie-
rungsbeteiligung zu hoffen, sollte DIE 

LINKE sich mehr dafür einsetzen, gesellschaftliche 
Gegenmacht aufzubauen.

Die Bundesregierung steht nicht nur von rechts un-
ter Druck. Mitte September gingen erneut 320.000 
Menschen in sieben Großstädten gegen CETA und 
TTIP auf die Straße. Kanzlerin Angela Merkel woll-
te ebenso wie der Vizekanzler und SPD-Vorsitzen-
de Sigmar Gabriel vermeiden, dass die Verhandlun-
gen bei den Bundestagswahlen zum Thema werden. 
Doch das Thema »rauszuhalten« wird schwierig: Ist 
das weitere Verfahren bei TTIP noch ungewiss, so 

müssen die Koalitionsparteien bei CETA Farbe be-
kennen. Schon jetzt laufen Volksbegehren, um das 
Freihandelsabkommen mit Kanada im Bundesrat 
zu stoppen. Die Diskussion bietet für DIE LINKE 
im Wahlkampf eine gute Gelegenheit, die konkre-
ten Alltagssorgen der Menschen aufzugreifen und 
die Zusammenhänge imperialer Staatenkonkurrenz 
aufzuzeigen.
Entscheidend wird auch sein, dass DIE LINKE sich 
stärker mit den gewerkschaftlichen Kämpfen ver-
bindet. Eine der Auseinandersetzungen, die bun-
desweit anstehen, sind die Kämpfe an den Kran-
kenhäusern. Ver.di wird im Jahr 2017 Druck für 
eine bessere Personalausstattung in der Pflege ma-
chen. Diese Auseinandersetzung ist hochpolitisch: 
Es geht um die Krankenhausfinanzierung, um die 
Aufwertung von Pflegeberufen und um eine Ge-
sundheitsversorgung, die weniger vom Geldbeu-
tel abhängt. DIE LINKE kann diesen Konflikt zu-
sammen mit ver.di und den Beschäftigten in die 
Öffentlichkeit tragen. Damit macht sie die Ausei-
nandersetzung zu einem Wahlkampfthema und 
unterstützt zugleich die Beschäftigten. Die Kampa-
gne der Partei »Das muss drin sein« bietet die Mög-
lichkeit, schon jetzt aktiv zu werden.
Genauso, wie die »Das muss drin sein«-Kampagne 
das soziale Profil der LINKEN schärft und mit ech-
ten Auseinandersetzungen verbindet, sollten die 
Aktivitäten im Rahmen von »Aufstehen gegen Ras-
sismus« das zentrale Moment für unseren Kampf 
gegen die Demagogen und Brandstifter der AfD 
sein. 
Es gilt, beide Elemente in einem bewegungsori-
entierten Wahlkampf zu bündeln und damit die 
Menschen zu ermutigen, selbst aktiv zu werden. 
So kann ein anderes »Lager« sich formieren: in ei-
nem Lagerwahlkampf »unten gegen oben«, der aus 
mehr besteht als alle vier Jahre ein Kreuzchen zu 
machen, nämlich selbst für eine bessere Welt zu 
kämpfen. ■

Menschen ermutigen, selbst 
aktiv zu werden


